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RESOLUTION 61/2

Verabschiedet auf der 28. Plenarsitzung am 12. Oktober 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/512, Ziff. 6).

61/2. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausga-
benlast der Vereinten Nationen: Anträge nach
Artikel 19 der Charta

Die Generalversammlung,

nach Behandlung von Kapitel V des Berichts des Beitrags-
ausschusses über seine sechsundsechzigste Tagung1,

erneut betonend, dass die Mitgliedstaaten nach Artikel 17
der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind, die Aus-
gaben der Organisation nach einem von der Generalversamm-
lung festzusetzenden Verteilungsschlüssel zu tragen,

1. bekräftigt ihre Rolle gemäß Artikel 19 der Charta der
Vereinten Nationen sowie die beratende Funktion des Bei-
tragsausschusses gemäß Regel 160 der Geschäftsordnung der
Generalversammlung;

2. bekräftigt außerdem ihre Resolution 54/237 C vom
23. Dezember 1999;

3. ersucht den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten
weiter auf die in Resolution 54/237 C genannte Frist aufmerk-
sam zu machen, so auch durch frühzeitige Ankündigung im
Journal of the United Nations (Journal der Vereinten Natio-
nen) und durch direkte Mitteilung;

4. fordert alle Mitgliedstaaten, die eine Ausnahme nach
Artikel 19 der Charta beantragen, nachdrücklich auf, zur Be-
gründung ihres Antrags möglichst viele Informationen beizu-
bringen und zu erwägen, diese Informationen vor Ablauf der
in Resolution 54/237 C genannten Frist zu übermitteln, damit
möglicherweise benötigte zusätzliche Detailinformationen zu-
sammengestellt werden können;

5. stimmt darin überein, dass die Nichtzahlung des zur
Vermeidung der Anwendung von Artikel 19 der Charta erfor-
derlichen gesamten Mindestbetrags durch Georgien, Guinea-
Bissau, die Komoren, Liberia, Niger, Somalia, Tadschikistan
und die Zentralafrikanische Republik auf Umständen beruhte,
die diese Staaten nicht zu vertreten hatten;

6. beschließt, dass Georgien, Guinea-Bissau, den Ko-
moren, Liberia, Niger, Somalia, Tadschikistan und der Zen-
tralafrikanischen Republik die Ausübung des Stimmrechts in
der Generalversammlung bis zum Ende ihrer einundsechzig-
sten Tagung gestattet wird;

7. nimmt Kenntnis von den vom Geschäftsträger a.i. der
Ständigen Vertretung São Tomé und Príncipes bei den Ver-
einten Nationen vorgelegten Informationen in Bezug auf einen
Antrag auf eine Ausnahme nach Artikel 19 der Charta2;

8. bittet die Regierung São Tomé und Príncipes, dem
Beitragsausschuss entsprechende Informationen zu übermit-
teln, falls künftig ähnliche Umstände vorliegen;

9. stimmt darin überein, dass die Nichtzahlung des zur
Vermeidung der Anwendung von Artikel 19 der Charta erfor-
derlichen gesamten Mindestbetrags durch São Tomé und Prín-
cipe auf Umständen beruhte, die dieser Staat nicht zu vertreten
hatte;

10. beschließt, dass São Tomé und Príncipe die Aus-
übung des Stimmrechts in der Generalversammlung bis zum
Ende ihrer einundsechzigsten Tagung gestattet wird.

RESOLUTION 61/9

Verabschiedet auf der 44. Plenarsitzung am 31. Oktober 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/547, Ziff. 8).

61/9. Finanzierung der Operation der Vereinten Natio-
nen in Burundi 

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Bu-
rundi3 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs und Haushaltsfragen4, 

unter Hinweis auf die Resolution 1545 (2004) des Sicher-
heitsrats vom 21. Mai 2004, mit der der Rat für einen Anfangs-
zeitraum von sechs Monaten ab dem 1. Juni 2004, mit der Ab-
sicht, weitere Verlängerungen vorzunehmen, einen Friedens-
sicherungseinsatz mit der Bezeichnung Operation der Verein-
ten Nationen in Burundi genehmigte, sowie auf die späteren
Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Operation
verlängerte, zuletzt Resolution 1692 (2006) vom 30. Juni
2006, mit der der Rat das Mandat der Operation bis zum
31. Dezember 2006 verlängerte, 

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/312 vom
18. Juni 2004 über die Finanzierung der Operation und ihre
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution
60/269 vom 30. Juni 2006, 

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Operation
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie
ihren Aufgaben gemäß den entsprechenden Resolutionen des
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Operation der Vereinten Nationen in Burundi per 30. Juni
20065, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in

1 Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Supple-
ment No. 11 und Korrigendum (A/61/11 und Corr.1).
2 Siehe A/C.5/61/3, Anlage.

3 A/60/612 und A/61/309.
4 A/61/485.
5 ST/ADM/SER.B/695, Anhang XXXIX.




